
BaudePartement
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Genehmigung eines Gemeindeerlasses

Làmmli sbrunnenstrasse 54, 9001 sr.Gallen

Telefon 07 1 2130 03, Telefax 071 21 39 60

Gemeinderat
9202 Gossau
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Sehr
Sehr

geehrter Herr Gemeindanmann
geehrte Gemeinderäte

KRP

aIs 100 m von

Sie haben uns in
731;1; abgekürzt
r.eicht:

Nachachtung von Àrt. 3I des Baugesetzes (sGS

BauG) folgenden Erlass ztJî Genehmigung einge-

- Tei lzonenplan Witenwis'/Neuchlenstrasse

Der Erlass sieht vor, im Gebiet Mettendorf zwischen der wohnzone

für zweigeschossige Bauten und der zone für öffentliche Bauten uncl

Anlagen .rrr.r, Abtausch Vorzunehmen. Diè néu der wohnzone zvge-

schiedene F}äche von ung.ef ähr 4'400 m2 liegt weniger

der Autobahn entfernt

Im Genehmigungsverfahren wiesen Rechtsabteilung und Planungsamt

darauf hin, dass nach dem strassenlärmbelastungskataster die

Immissionsgrenzwerte für die neu der Wohnzone zugeschiedene Fläche

überschritten seien. Es müsse deshalb eine ueberbauungsplanpflicht
festgelegt werden. Im Sondernutzungsplan müsse der Nachweis er-.
bracht werden, dass die vorschriften der Lärmschutzverordnung ein-
gehalten werden können
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Mit Schreiben vom 2. November Lgg2 teilten Sie mit, die Grundei-
gentümer seien seit 1ängerem an der Erarbeitung eines Gestaltungs-
planes. Eine Ueberbauung des Grundstücks ohñe Gestaltungsplan käme

sowohl aus der Sicht des Grundeigentümers als auch aus lhrer Sicht
nicht in Frage. Im weiteren wiesen Sie darauf hin, dass die Pro-
jektierungsarbeiten für l,ärmschutzmassnahmen auf dem fraglichen
Abschnítt der Autobahn Nl weit fortgeschritten seien. Sie gingen
davon aus, das.s die Planauflage im Winter L992/93 erfolge.

Sie haben sich demnach sinngemäss mit der Auflage einer Ueberbau-
ungsplanpflicht einverstanden erklärt. In einem Ueberbauungs- oder
Gestaltungsplan ist nachzuweisen, dass die Planungswerte eingehal-
ten werden können. Der Teilzonenplan kann somit genehmigt werden.
Im übrigen ergab die Nachfrage, dass der Zeitplan für die PIan-
auflage der Lärmschutzmassnahmen nicht eingehalten werden kann.
Die projektunterlagen befinden sich seit einiger Zeit beim BUWAL,

ein Entscheid steht noch aus. Realistischerweise kann die PIan-
auflage deshalb wohl frühestens im Frühjahr 1993 erfolgen.

In Anwendung von Art. 3I BauG und Art. 94 Abs' I des Gesetzes
über die Verwaltungsrechtspflege (sGS 951.1; abgekürzt VRP) in
Verbindung mit Nr. 26.0I des Gebührentarifs für die Staats- und
Gemeindeverwaltung (sGS 821.5) verfiiot das rrdcna rtement-:

t Der angeführte ErIass wird im Sinn der Erwägungen genehniigt.

2 Gemeinderat wird angewi.esen, den Inhalt dieser Verfügung
betroffenen Grundeigentümern zur l(enntis zu bringen.

3. Die Gebühr für diese Verfügung beträgt Fr. 500. --.

Der
den
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Rechtsmittelbelehrung: Gegen diese Verfügung kann nach Art; 43
Àbs. l. P innert vierzehn Tagen seit Eröf f nung Rekurs beim
Regierungsrat erhoben werden.

Mit freundlichen Grüssen
Der Vorsteher:

sig. Ðr. u\f. K¿gi
Dr. W. xäsi
Regierungsrat

Bei lage:
- Genehmigter Erlass
- .Eínzahlungsschèin

Kopie:'- Rechtsabteilung
- Planungsamt
-. Rechnungsführer
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